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VERZEICHNIS DER
TAGESORDNUNGSPUNKTE

Kdrperschaft : Stadt Norderstedt
Gremium : Ausschuss fir Stadtentwicklung und Verkehr
Sitzungsdatum :16.11.2017

Offentliche Sitzung

TOP 1:
BegriBung und Feststellung der Beschlussfahigkeit

TOP 2.
Beratung und Beschlussfassung zur Tagesordnung sowie Entscheidung liber die
Nichtoffentlichkeit einzelner Tagesordnungspunkte

TOP 3 :
Einwohnerfragestunde, Teil 1

TOP 4 : B 17/0517

Rahmenplan "Sieben Eichen - Glashiitter Damm"

Umgang mit Anregungen aus der Beteiligung der Offentlichkeit
hier: Beschluss iiber die Ergebnisse der Offentlichkeitsbeteiligung

TOP5:

Besprechungspunkt

Mietpreisgebundener Wohnungsbau und dessen Verankerung in stadtebaulichen
Vertragen

TOP 5.1 : M 17/0458
Mietpreisgebundener Wohnraum,
hier: Regelung im stadtebaulichen Vertrag/Durchfiihrungsvertrag

TOP 6 :
Einwohnerfragestunde, Teil 2

TOP7:
Berichte und Anfragen - 6ffentlich

TOP 7.1 : M 17/0552
Beantwortung der Anfragen aus dem Ausschuss fiir Stadtentwicklung und Verkehr am
07.09.2017 von Herrn Grube zum Thema AusgleichsmaBnahmen in B-Planen

TOP 7.2: M 17/0558

Anfragen im Ausschuss fir Stadtentwicklung und Verkehr am 02.11.2017 von Herrn
Peter Holle zu den Anfragen vom 21.09.2017 zum Thema Bauvorhaben "Moscheenbau
In de Tarpen" ergeben sich folgende Nachfragen

TOP 7.3: M 17/0560
Ausbau A 7 - Pressemitteilungen
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hier: Neue Sperrzeit der A 7-Uberfiihrungsbriicke Friedrich-Ebert-StraRe bis Freitag,
den 26.01.2018

TOP 7.4:
Beantwortung einer Einwohnerfrage aus der Sitzung vom 02.11.2017

TOP 7.5:
Anfrage von Herrn Welk zur Vermiillung der AuBenanlagen der Fliichtlingsunterkiinfte

TOP 7.6 :
Anfrage von Herrn Welk zum Larmaktionsplan

TOP 7.7 :
Anfrage von Herrn Welk zu Griiner Welle auf dem Friedrichsgaber Weg

TOP 7.8 :
Anfrage von Herrn Mahrlein zur CoppernicusstraBe

TOP 7.9:
Anfrage von Herrn Wiersbitzki zur Baustelle Kreisel an der Berliner Allee

TOP 7.10:
Anfrage von Herrn Holle zu einem Vorhaben an der Ohechaussee

TOP 7.11:
Anfrage von Herrn Holle zum FuBgangeriiberweg im Bereich Segeberger
Chaussee/MiillerstraBe

TOP 7.12:
Anfrage von Herrn Wiersbitzki zum Sachstand Klage gegen den B 300

TOP
Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach MaRgabe der
Beschlussfassung durch den Ausschuss voraussichtlich nicht 6ffentlich beraten.

Nichtoffentliche Sitzung

TOP 8 :
Besprechungspunkt
Aktueller Sachstand zum alten Zollhaus Segeberger Chaussee

TOP 9 :
Besprechungspunkt
Aktueller Sachstand zum Hospiz in Norderstedt

TOP 10 :
Berichte und Anfragen - nichtéffentlich

TOP10.1:
Bericht zur Anderung des Plangeltungsbereiches B 305

TOP 10.2:
Erinnerung an den Termin zum Rahmenplan "Griine Heyde"



TAGESORDNUNGSPUNKTE

Kdrperschaft : Stadt Norderstedt
Gremium : Ausschuss fur Stadtentwicklung und Verkehr
Sitzungsdatum :16.11.2017

Offentliche Sitzung

TOP 1:
BegriiBung und Feststellung der Beschlussfahigkeit

Der Vorsitzende begrifit die Anwesenden, stellt die ordnungsgemafe Ladung und die
Beschlussfahigkeit mit 14 Mitgliedern fest.

TOP 2:

Beratung und Beschlussfassung zur Tagesordnung sowie Entscheidung tiber die
Nichtoffentlichkeit einzelner Tagesordnungspunkte

Es sind folgende Tagesordnungspunkte fir die nichtéffentliche Beratung vorgesehen:
Tagesordnungspunkt 8: Besprechungspunkt Aktueller Sachstand zum alten Zollhaus
Segeberger Chaussee

Tagesordnungspunkt 9: Besprechungspunkt Aktueller Sachstand zum Hospiz in Norderstedt
Tagesordnungspunkt 10: Berichte und Anfragen nichtéffentlich

Abstimmungsergebnis hierzu 14 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen, damit so
beschlossen.

Es werden keine Antrage zur Tagesordnung gestellt:
Abstimmungsergebnis zur Tagesordnung: einstimmig

TOP 3:

Einwohnerfragestunde, Teil 1

Es werden keine Fragen von Einwohnerinnen gestellt:

TOP 4: B 17/0517

Rahmenplan "Sieben Eichen - Glashitter Damm"

Umgang mit Anregungen aus der Beteiligung der Offentlichkeit

hier: Beschluss iiber die Ergebnisse der Offentlichkeitsbeteiligung

Herr Helterhoff erlautert die Vorlage an Hand einer Prasentation und beantwortet zusammen
mit Herrn Bosse und Frau Rimka die Fragen des Ausschusses.

Beschluss
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Die Erarbeitung des stadtebaulichen Rahmenplanes aufbauend auf die Ergebnisse der
Beteiligung unter Berlcksichtigung der im Sachverhalt genannten Themenbereiche wird
beschlossen.

Abstimmung:
Die Vorlage wurde mit 14 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen einstimmig
beschlossen.

TOP 5:

Besprechungspunkt

Mietpreisgebundener Wohnungsbau und dessen Verankerung in stadtebaulichen
Vertragen

Herr Bosse erlautert die Griinde fiir die vorgesehene Anderung und das geplante Vorgehen.
Er beantwortet die Fragen des Ausschusses. Er weist auf die Anderung im Sachverhalt der

Berichtsvorlage hin (mindestens 20 Jahre). Fur eine der nachsten Sitzungen kindigt er eine
Beschlussvorlage an, die dann abschliel3end in der Stadtvertretung beraten werden soll.

TOP 5.1: M 17/0458
Mietpreisgebundener Wohnraum,
hier: Regelung im stadtebaulichen Vertrag/Durchfiihrungsvertrag

Sachverhalt
Am 24.03.2013 hat die Stadtvertretung beschlossen, dass bei neuen Bebauungsplanen 30 %
der neuerrichteten Wohneinheiten (WE) 6ffentlich gefoérdert errichtet werden missen.

Diese Regelung findet bei einigen Investoren nicht den Umsetzungswillen, da die Kredite fir
offentlich geférderten Wohnraum teurer sind als die marktiblichen Kreditzinsen.

Die Investoren schlagen als Ersatz fir die 6ffentlich geférderten Wohnungen eine Regelung
im stadtebaulichen Vertrag/Durchfiihrungsvertrag vor, durch die sich die Investoren
verpflichten, der Stadt innerhalb eines bestimmten Zeitraumes (mindestens 20 Jahre)
mietpreisgebundenen Wohnraum analog der 6ffentlich geférderten Wohnungen zur
Verfligung stellen.

Weiterhin verpflichten sich die Investoren, der Stadt einmal jéh(_lich zum Jahresende eine
Belegungsubersicht einschliellich der neuen Mietvertrage zur Uberprifung der Belegung
vorzulegen.

Sollte der Ausschuss der Meinung sein, dass diese Regelung den Beschluss der
Stadtvertretung vom 24.03.2013 erfiillt, wirde die Verwaltung eine entsprechende
Beschlussvorlage fur die Stadtvertretung einschliel3lich eines Mustertextes fir die Vertrage
zur Beschlussfassung vorlegen.

TOP 6:

Einwohnerfragestunde, Teil 2

Es werden keine Fragen von Einwohnerlnnen gestellt:
TOP 7:

Berichte und Anfragen - 6ffentlich

Es werden folgende Berichte gegeben und Anfragen gestellt:
6



TOP 7.1: M 17/0552
Beantwortung der Anfragen aus dem Ausschuss fiir Stadtentwicklung und Verkehr am
07.09.2017 von Herrn Grube zum Thema AusgleichsmaBnahmen in B-Pldnen

Anfrage von Herrn Grube:

Im Rahmen des B-Plans ,,Aspelohe" und des B-Planes ,Am Exerzierplatz" wurden seitens
der stadtischen Gremien Anderungen zu den AusgleichsmaBnahmen mit Mehrheit
beschlossen. Dabei stellte sich heraus, dass je nach Zeitpunkt unterschiedliche rechtliche
und dkologische Auswirkungen die Konsequenz waren.

Vor diesem Hintergrund frage ich die Verwaltung.

1. Wie ist der grundsatzliche zeitliche Ablauf zu AusgleichsmalRnahmen bei B-Planen und in
welcher Form bestehen dabei Moglichkeiten der Einflussnahme durch stadtische
Gremien?

2. Wer entscheidet wann Uber AusgleichsmaRnehmen und in welchem Ausmal diese auf
welcher rechtlichen Grundlage stattfinden?

3. Zu welchem Zeitpunkt des B-Plan-Verfahrens wird i.d.R. auf welcher inhaltlichen Basis
der stadtebauliche Vertrag geschlossen und sind anschlieend noch Anderungen der
Ausgleichsmalinahmen durch stadtische Gremien maoglich?

4. Sind Anderungen der AusgleichsmaBnahmen durch stadtische Gremien im
Bauleitverfahren noch moéglich?

5. Sind Anderungen der AusgleichsmaRnahmen durch stadtische Gremien im
Baugenehmigungsverfahren noch méglich?

6. Wie hoch ist die Anzahl der geféllten Baume (nach Stammumfang) auf dem betroffenen
Gelande in Auswirkung der in den letzten vier Jahren beschlossenen B-Plane und wie
hoch die Anzahl der direkt auf dem betroffenen Gelande nachgepflanzten Baume (mit
welchem Stammumfang)?

Antworten der Verwaltung:

Beantwortung Frage 1:

Zu Beginn der Bebauungsplanverfahren wird ein Fachgutachter mit der Erstellung eines
Grinplanerischen Fachbeitrags (GOP) beauftragt. Dieser Fachgutachter flhrt eine
Bestandsaufnahme durch (dazu gehdren auch Baumgutachten und Artenschutzgutachten).
So werden bereits frihzeitig bedeutende Grinstrukturen erkannt und im Zuge der
Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfes in die Planung integriert, um den Eingriff zu
minimieren. In Abhangigkeit der im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Baurechte wird
durch den Fachgutachter der Eingriff (z. B. Bodenversiegelung) ermittelt. Fir den Eingriff ist
ein Ausgleich erforderlich. Da ein Ausgleich mdglichst ortsverbunden zum Eingriff geschehen
soll, wird bereits auf der Flache versucht, zu kompensieren. In der Regel (insbesondere bei
innerstadtischen Flachen) wird aber dann eine externe Ausgleichsflache zugeordnet, auf der
der Eingriff kompensiert wird.

Im Rahmen zahlreicher Beschlisse im Verfahren (Aufstellungsbeschluss, Beschluss zur
frihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit, Entwurfs- und  Auslegungsbeschluss,
Satzungsbeschluss) besteht grundsatzlich die Mdglichkeit der politischen Gremien Vorgaben
zu formulieren und Einfluss zu nehmen. Da bis zum Verfahrensstand des Entwurfs- und

7
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Auslegungsbeschlusses die Bilanzierung des Eingriffes und die Zuordnung der
AusgleichsmalBnahmen erfolgen, sollten bis spatestens zu diesem Zeitpunkt
Anderungswiinsche vorgebracht worden sein. Anderenfalls kénnen Anderungswiinsche nur
mit einem erneuten oOffentlichen Auslegungsbeschluss und Wiederholung des
Verfahrensschrittes umgesetzt werden.

Beantwortung Frage 2:

Die Entscheidung uber die Vorlage der Verwaltung fallt der Ausschuss fur Stadtentwicklung
und Verkehr im Rahmen des Entwurfs- und Auslegungsbeschlusses und abschliellend die
Stadtvertretung im Rahmen des Satzungsbeschlusses.

Die Abarbeitung der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung wird im Rahmen des
Bebauungsplan-Verfahrens durchgefihrt. Dazu wird die Erstellung eines Grinplanerischen
Fachbeitrages notwendig, der auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen des
Baugesetzbuches und des gemeinsamen Runderlasses des Innenministeriums und des
Ministeriums fir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und landliche Radume zum Verhaltnis
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht qualitativ und quantitativ den
Umfang der erforderlichen Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen regelt.

Beantwortung Frage 3:

Der stadtebauliche Vertrag wird im Zuge des Entwurfs- und Auslegungsbeschlusses
erarbeitet und vor Satzungsbeschluss geschlossen. Inhaltliche Basis des stadtebaulichen
Vertrages ist das Planwerk Bebauungsplan zum Zeitpunkt des E+A-Beschlusses inkl. aller
durchgefiihrten Gutachten. Alle Uber die Festsetzungen des Bebauungsplanes
hinausgehenden aber fir die Umsetzung erforderlichen Vereinbarungen werden im
Stadtebaulichen Vertrag geschlossen.

Zum Zeitpunkt noch moglicher Anderungen der AusgleichsmalRnahmen siehe Beantwortung
Frage 1.

Beantwortung Frage 4:

Zum Zeitpunkt noch méglicher Anderungen der AusgleichsmalRnahmen siehe Beantwortung
Frage 1.

Beantwortung Frage 5:

Eine Einflussnahme im Baugenehmigungsverfahren ist durch die stadtischen Gremien nicht
mehr moglich.

Beantwortung Frage 6:

Eine statistische Erfassung der gefallten Baume im Geltungsbereich von Bebauungsplanen
erfolgt nicht, da kein unmittelbarer zeitlicher Zusammenhang zwischen Beschlussfassung
eines Bebauungsplanes und der Realisierung entsprechender Bauvorhaben gegeben ist.
Durch Bebauungsplane werden Baurechte geschaffen, deren Vollzug abhangig ist von den
jeweiligen Eigentimern.

Bei Stellung eines Bauantrages wird die Einreichung eines Baumfallantrages erforderlich. Im
Rahmen der Bearbeitung des Fallantrages wird konkret geprift, welche Baume uber die
Baumschutzsatzung geschitzt sind.

Auf Grund der Gattung und / oder des Stammumfanges fallen in der Regel nicht alle Baume
unter die Baumschutzsatzung. Es ist Ersatz fur die baumschutzsatzungsrelevanten Baume
zu erbringen.
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Fir den Fall, dass der erforderliche Baumersatz (gem. beschlossener Baumschutzsatzung)
nicht komplett auf dem Grundstlick des Eingriffsverursachers erbracht werden kann, besteht
gem. politisch  beschlossener Baumschutzsatzung die Mdglichkeit, dass die
Ersatzpflanzungen an anderer Stelle durchgefiihrt werden. Aulerdem ist notfalls eine
Ausgleichszahlung moglich.

TOP 7.2: M 17/0558

Anfragen im Ausschuss fiir Stadtentwicklung und Verkehr am 02.11.2017 von Herrn
Peter Holle zu den Anfragen vom 21.09.2017 zum Thema Bauvorhaben "Moscheenbau
In de Tarpen" ergeben sich folgende Nachfragen

Frage 1:

Auf die Frage, wie die Bereiche Konferenz-, Sport- und Veranstaltungsgebaude mit

Kapazitaten von mindestens 180 Personen mit ausreichenden Parkmdglichkeiten, auch und

vor allem bei mehrgleisigen Veranstaltungen, versorgt werden, lautet die Antwort, dass die

Stellplatze ,gem. Stellplatzerlass® ausreichend seien.

a) Bitte erlautern Sie diese Schlussfolgerung genauer.

b) Worin sieht die Verwaltung das Verhaltnis von 34 (plus 6 Elektro) Parkplatzen zu den
geplanten Veranstaltungskapazitaten als ausreichend an?

Antwort der Verwaltung

Der mit dem Bauantrag vorgelegte Stellplatznachweis entspricht den Vorgaben des
Stellplatzerlasses zu § 50 LBO SH. Damit gilt bauaufsichtlich der Stellplatznachweis als
erbracht und die 6ffentlich-rechtliche Vorschrift als erfillt. Der Bauherr hat — sofern alle
anderen Vorschriften ebenfalls erfillt sind, einen Rechtsanspruch auf Erteilung der
Genehmigung.

Es wurden alle wesentlichen Positionen der Nutzung in den Gebduden bericksichtigt, auch
die zeitlich versetzen Nutzungen (z. B. Geschafte geschlossen, wenn Gottesdienst). Im
Ubrigen wird bei kirchlich genutzten Geb&uden von einer sehr zeitlich begrenzten Nutzung
(Gottesdienst) ausgegangen, daher ist der Ansatz von 1 Pkw-Stellplatz je 30 Besucher sehr
niedrig. Die bisherigen Veranstaltungen gleicher Art auf dem Grundstiick fiihrten im Ubrigen
zu keinerlei Beschwerdelagen.

Es sei auch auf die neue Landesbauordnung Hamburg verwiesen, wonach in
Bauantragsverfahren auf dem Gebiet der Hansestadt Hamburg (nur 500 m entfernt)
Uberhaupt kein Stellplatznachweis mehr erforderlich ist (,das regelt der Markt...“).

Frage 2:

Bitte erlautern Sie die ,zahlenmafRige Beschrankung und grundsatzliche Erlaubnis® fir
Betriebswohnungen aus dem B-Plan 189.

Antwort der Verwaltung

Gewerbegebiete dienen nach § 8 Abs. 1 BauNVO in erster Linie der Unterbringung von nicht
erheblich belastigenden Gewerbebetrieben. Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke sind in einem Gewerbegebiet nach der Art der
baulichen Nutzung zwar nicht allgemein, aber ausnahmsweise zulassig (§ 31 Abs. 1 BauGB,
§ 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO).
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Dies gilt auch fir Betriebswohnungen, die den jeweiligen Unternehmen zugeordnet sind und
die gegenuber dem Betrieb in Grundflache und Baumasse untergeordnet sein missen. Diese
Voraussetzungen lagen bei der Genehmigung des Vorhabens vor. Ferner war eine
Verletzung der Nachbarrechte durch Einschrankung der planungsrechtlich gesicherten
Gebietsart ,Gewerbegebiet nicht erkennbar.

Der rechtswirksame Bebauungsplan Nr. 189 trifft Festsetzungen, die die Anzahl der
Betriebswohnungen und damit auch des Personenkreises in Abhangigkeit zur
Grundstuicksgrofe einschranken. Dies erfolgte im Interesse der Wahrung und Sicherung des
planungsrechtlich festgesetzten Gewerbegebietes.

Frage 3:

Bitte erldutern Sie die Aussage ,stadtebaulich vertretbar® bei der Uberschreitung der
Traufhéhe um mehr als 6 Meter. Welche Schlussfolgerungen lasst dies auf kinftige
Planungen im Stadtgebiet zu, wenn es um ,lediglich Energiekonzepte“ geht?

Antwort der Verwaltung

Von den Festsetzungen des Bebauungsplans kann u.a. befreit werden, wenn die
Abweichung stadtebaulich vertretbar ist (§ 31 Abs. 2 Nr. 2 BauGB). Das ist anzunehmen,
wenn die Befreiung mit der stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung entsprechend den
Anforderungen des § 1 Abs. 5 und 6 BauGB vereinbar ist. Stadtebaulich vertretbar ist alles,
was in einem Bebauungsplan planbar ware.

Befreiungen von den Festsetzungen eines Bebauungsplanes sind grundsatzlich
Einzelfallentscheidungen. Die hier getroffene Entscheidung auf Befreiung von den
planungsrechtlich getroffenen Hoéhenfestsetzungen fir die Minarette prajudiziert keine
Entscheidungen, weder im Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 189 noch im weiteren
Stadtgebiet. Dies gilt insbesondere auch flr die Nutzung der Minarette als Teil des
Energiekonzeptes flir die Moschee.

TOP 7.3: M 17/0560

Ausbau A 7 - Pressemitteilungen

hier: Neue Sperrzeit der A 7-Uberfiihrungsbriicke Friedrich-Ebert-StraRe bis Freitag,
den 26.01.2018

Sachverhalt

Die in der Anlage beigefiigte Pressemitteilung wird dem Ausschuss fur Stadtentwicklung und
Verkehr zur Kenntnis gegeben.

TOP 7.4:

Beantwortung einer Einwohnerfrage aus der Sitzung vom 02.11.2017
Der Niederschrift wird die Beantwortung einer Einwohnerfrage aus der Sitzung vom
02.11.2017 als beigefugt.

TOP 7.5:

Anfrage von Herrn Welk zur Vermiillung der AuBenanlagen der Fliichtlingsunterkiinfte

Die Anfrage von Herrn Welk ist der Niederschrift als Anlage beigefugt.

10
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TOP 7.6:
Anfrage von Herrn Welk zum Larmaktionsplan

Die Anfrage von Herrn Welk ist der Niederschrift als Anlage beigefiigt.

TOP 7.7:
Anfrage von Herrn Welk zu Griiner Welle auf dem Friedrichsgaber Weg

Die Anfrage von Herrn Welk ist der Niederschrift als Anlage beigefigt.

TOP 7.8:
Anfrage von Herrn Mahrlein zur CoppernicusstraBe

Herr Mahrlein berichtet, dass er gelesen hat, dass die Coppernicusstrale zur Fahrradstral3e
umgestaltet werden soll und fragt, ob dies so richtig ist.

Herr Bosse antwortet, dass die Coppernicusstralde tatsachlich als Fahrradstralie gestaltet
werden soll.

TOP 7.9:
Anfrage von Herrn Wiersbitzki zur Baustelle Kreisel an der Berliner Allee

Herr Wiersbitzki fragt an, ob es richtig ist, dass die Baustelle vor dem nachsten
Weihnachtsgeschaft des Herold-Centers fertig gestellt ist.

Herr Bosse antwortet, dass bis dahin die Bauarbeiten erst einmal abgeschlossen sein sollen,
damit die Norderstedter Bank ab Sommer mit dem Bau der neuen Zentrale beginnen kann.
Danach muss aber noch einmal an dem Kreisel gearbeitet werden, da Teile der Fahrbahn auf
der Tiefgarage gelegen sind.

TOP 7.10:
Anfrage von Herrn Holle zu einem Vorhaben an der Ohechaussee

Herr Holle fragt an, wie weit das geplante Vorhaben auf der Suidseite der Ohechaussee
gekommen ist.

Herr Bosse antwortet, dass zurzeit keine konkreten Fortschritte berichtet werden konnen.

TOP 7.11:
Anfrage von Herrn Holle zum FuBRgéangeriiberweg im Bereich Segeberger
Chaussee/MiillerstraBBe

Herr Holle berichtet, dass der FuRgangeriberweg im Bereich Segeberger
Chaussee/Mullerstrale wegen der Bauarbeiten zurzeit nicht genutzt werden kann. Er regt an,
dass eine FuRgangerquerung der Segeberger Chaussee in unmittelbarer Naher eingerichtet
werden soll, wenn sich die MaRnahme langer hinziehen sollte.

Herr Bosse antwortet, dass es sich vermutlich um eine Baustelle der Stadtwerke handele. Er

wird den Sachverhalt klaren.

TOP 7.12:
11
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Anfrage von Herrn Wiersbitzki zum Sachstand Klage gegen den B 300

Herr Wiersbitzki fragt an, wie denn der Sachstand zur Klage gegen den Bebauungsplan B
300 ist.

Herr Bosse antwortet, dass eine Basis gesehen wird, dass die Bebauung im B 300 umgesetzt
werden kann.

TOP :
Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach MaRgabe der
Beschlussfassung durch den Ausschuss voraussichtlich nicht 6ffentlich beraten.

12



	Anwesenheit
	Entschuldigt
	BM_TEXT4
	Text
	Tagesordnung
	Nummer
	Vorlage
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

